
Bundessozialgericht

53%.o.‘_9„BY-2121.65.

Verkündet
0

am 6„ Mai 1969

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsbeklagte,

g e g e n

Beklagter und Revisionsklägera

Der 9„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung v0m 63 Mai 1969 durch

Bundesrichter Dr° M a i s c h
—Vorsitzenuer— 9

Bundesrichter S c h i n d l e r und

Bundesrichter Dr° R e n n e r ‚
Bundessozialrichterin Dr° K a y s e r und

Bundessozialrichtor L ö f f l e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

270 April 1966 wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„
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Der Klägerin (Ruhrknappschaft) steht'gemäß @ 19 des
_

Bundesversorgungsgesetzes (BVG) gegenüber dem Beklagten

' unstreitig ein Ersatzanspruch zu„ Der Beklagte hat

gegen diese Forderung mit einem von ihm geltend gemach—

ten Rückforderungsanspruch in Höhe von 597925 339 der

Leistungen für den Versorgungsberechtigten A"*“qf■vt

(A„) betraf9 aufgerechneto Bei AO War durch Bescheid

des Versorgungsamts vom 1v Oktober 1954 der "Verlust

der rechten Niere“ als Schädigungsfolge im Sinne des

5 1 BVG bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

um 30 V„H° anerkannto Nachdem am 280 Dezember 1959 vom

-Krankenbuchlager München Lazarett—Krankenblättcr über

schon vor der Dienstzeit bestehende Nierenbeschwerden

des A„ eingegangen waren, leitete das Versorgungsamt

nach einer Vorverfügung vom 9„/10° Mai 1960 mit Ver—
fügung vom 60 Juli 1960 diese Unterlagen seinem Ärzt—

lichen Dienst zur Prüfung zu9 ob die Voraussetzungen

für eine Berichtigung der Anerkennung gemäß @ 41 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes (Veer ) gegeben seieno

Der Ärztliche Dienst sprach sich in einer Stellung—

nahme vom 280 Juli 1960 gegen die Anwendung von @41
VeerG aus‚ regte aber den Brlaß eines Anfechtungs—

bescheides gemäß @ 42 VeerG an„ Einen solchen Bescheid

erließ das Versorgungsamt am 260 August 1960„ Darin
I'wurden unter Bezugnahme auf © 47 Abso 1 Nro 5 und 9

' _VeerG der frühere Anerkennungsbescheid vom 4„ Oktober
1948 und der nach dem BVG erlassene Bescheid vom 10

Oktober 1954 aufgehoben und gemäß @ 47 Absc 5 VeerG

' Leistungen rückwirkend ab 10 Februar 1951 in Höhe von

20550?—— DM zurückgefordert„ Die — nach erfolglosen

Widerspruch — durch A„ erhobene Klage hat dieser mit

Schreiben vom 270 Februar 1965 zurückgenommen? nachdem
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der Beklagte in seinem Vergleichsangebot
vom 210 Januar

19659 das der Kläger annahm9 die Rückforderung fallen
gelassen hatteo

Am 250 Juni 1963 teilte das Versorgungsamt der Klägerin

mit9 daß die an sie in den Jahren 1950 — 1952 in Höhe

von 597925 DM nach 5 19 BVG gewährten Ersatzleistungen

ohne Rechtsgrund erbracht seien; sie kündigte in Höhe

dieser Ersatzleistungen eine entsprechende Kürzung der

demnächst
an die Klägerin — aus anderen Versorgungs—

fällen — zu zahlenden Beträge ano Nach Durchführung dieser

Kürzung erhob die Klägerin9 nachdem Gegenvorstellungen

erfolglos geblieben waren; am 230 September 1964 Klage

gegen den Beklagten auf Zahlung des gekürzten Betrages°

Das Sozialgericht (SG) hat der Klage durch Urteil vom

14„ September 1965 stattgegehen° Die Berufung des Beklag— -
ten ist mit Urteil des Landessozialgerichts (LSG) vom ‘

27„ April 1966 zurückgewiesen worden„ Das LSG hat ausge—
führt? der Beklagte habe die zur Aufrechnung gestellte

Rückforderung im vorliegenden Fall nicht geltend machen

dürfen„ Obwohl zur Zeit der Aufwendungen der Klägerin

die Anerkennung als Schädigungsfolge noch vorgelegen habe9

bestünden keine.Bedenken9 einen öffentlich—rechtlichen

Erstattungsanspruch des Beklagten dann anzunehmen? wenn die

frühere Anerkennung durch einen Berichtigungs— oder Anfech—

tungsbescheid gemäß @@41‚ 42 VeerG nachträglich beseitigt

worden seia Der Anfechtungsbeecheid sei jedoch? wie auch
der Beklagte nicht verkenne9 nicht innerhalb der Fünf—

Jahres—Frist des © 45 VeerG ergangen und deshalb rechts—

widrig gewesen„ Der letzte frühere AnerkennungsbeScheid

sei am 10 Oktober 1954 —
zugestellt am 8„ Oktober 1954 —

ergangen; die Prüfung im Sinne des 5 43 Abso 2 Satz 2 VeerG

(in der bis zum 1„ Neuordnungsgesetz geltenden Fassung) hatte
daher spätestens am 70 Oktober 1959 eingeleitet werden müssen,

..4'...
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während dies in Wirklichkeit erst am 60 Juli 1960
geschehen sei° Sei somit der Anfechtungsbescheid

rechtswidrig„ so könne sich der Beklagte nicht mit

Erfolg darauf berufen? daß durch diesen Bescheid die

Anerkennung als Voraussetzung des Ersatzanspruchs der

Klägerin gemäß 5 19 BVG beseitigt worden seio Hieran

werde nichts dadurch geändert9 daß der Anfechtungsbe—
scheid durch die Klagerücknahme im Vorprozeß bindend

geworden sei, Zwar mögen im allgemeinen die Kranken—

kassen sowohl Anerkennungs— als auch etwaige spätere

Berichtigungs— oder Anfechtungsbescheide in dem Umfang

gegen sich gelten lassen müssen‚ in dem sie gegenüber

dem VersorgungsbereChtigten rechtsverbindlich geworden

seien° Das gelte abér.dann nicht‚ wenn ein Betoiligter

Rechte aus einem Bespheid herleiten wolle? der offen—

sichtlich rechtswidrig seio Das gesamte öffentliche

Recht, auf dem die vom Beklagten geltend gemachte Rück—

forderung beruhe9 sei von dem Grundsatz von Treu und
Glauben beherrscht° Aus diesem Grundsatz ergebe sich‚

daß die Ausnutzung einer formalen Rechtsstellung eine

unzulässige Rechtsausübung darstellen könne° Line

solche sei hier gegebehp‚wenn sich der Beklagte auf

einen Bescheid berufe9 den er wegen Versäumung der

Frist des 5 43 VeerG nicht hätte erlassen dürfeno
Zwar könnten Bedenken bestehen? die Fristbestimmung

-des 5 43 VeerG in den Bällen anzuwenden9 in denen

sich die Rücknahmeauf eine Zeit vor Inkrafttreten des
VeerG beziehe° Diese Frage könne aber unerörtert

bleiben? da der Anfächtungshescheid gerade auf 5 42
VeerG und nicht auf das allgemeine Verwaltungsrecht
gestützt sei und keinerlei Anhaltspunkte dafür bestüné

den‚ daß die Vorausdetzurgen für eine.Rücknahme auf
Grund des allgemeinen Vefwaltungsrechts gegeben seien9

insbesondere‚ daß die Unrichtigkeit des früheren Be—

‚_ 5 _
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soheidee in den Verantwortungsbereich des A„ gefallen

seio Dagegen spreche im Gegenteil? daß die ursprünglich

nach @ 47 Abs 3 VeerG gegenüber Ao erhobene Rück—
forderung im Vorprozeß fallengelass en worden sei Lägen‘

aber die Voraussetzungen für eine Rücknahme auf Grund

des allgemeinen Verwaltungsrechtes gegenüber AC nicht

vor? so sei der Anfechtungsbescheid wegen Versäumung

der Frist des 5 43 VeerG rechtswidrigo Nur hierauf

komme es an9 da — worauf auch gerade der Beklagte immer

wieder hingewiesen habe — die Klägerin den Bescheid

so hinnehmen müsse‚ wie er in der Person des AG rechts—

verbindlich geworden sei° Selbst wenn nur im Verhältnis

zwischen dem Beklagten und der Klägerin zu prüfen wäre?-

ob die Voraussetzungen gegeben seien? unter denen nach

den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts eine
frühere Anerkennung zurückgenommen werden.könne‚ falle

die Unrichtigkeit der früheren Anerkennung jedenfalls

nicht in den VerantwortungebereiCh der Klägerin„ Nach
alledem habe das SG der Klage im Ergebnis zutreffend
stattgegeben9 weshalb nicht habe geprüft werden müssen?

ob die Klägerin mit Erfolg die Einrede der Verjährung

habe erheben könneno .

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte die Ver—

letzung des öffentlich—rechtlichen Grundsatzes9 wonach

_unreohtmäßig empfangene Leistungen zu erstatten seien?
ferner des Grundsatzes von Treu und Glauben? der Grund—

sätze des allgemeinen Verwaltungsrechts über die Zurück—

nahme von Anfang an rechtswidriger begünstigender Ver—

waltungsakte sowie Verletzung der @@19 BVG
/136

Abso 1
Ziff 6 SGGG

Im öffentlichen Recht sei der Grundsatz allgemein aner—
kannt‚ daß Leistungen? die eines rechtlichen Grundes ent—
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behrten‚ zu erstatten seieno Eine Erstattungspflicht ent—

stehe auch dann9 wenn der Rechtsgrund einer Leistung

nachträglich wegfalleo Das LSG habe zunächst verkannt‚

daß die an A„ gewährte Krankenhilfe bzw? Krankenpflege
gemäß 5 19 BVG nur hinsichtlich der ab 10 Februar 1951

gemachten Aufwendungen zu Recht erfolgt sei„ Soweit

Kosten ersetzt worden seien? die bereits vor dem 10

Februar 1951 entstanden seien9 habe von Anfang an der

Rechtsgrund gefehlt°'Denn Krankenhilfe bzwo Krankenpflege

seien nur für die Zeit vom 10 Februar 1951 an wegen
einer Gesundheitsstörung gewährt werden9 die damals als

Schädigungsfolge anerkannt gewesen seio Für die Zeit vor
dem 10 Februar 1951 habe keir„Anerkenntnis vorgelegen°

Wenndas LSGfestgeStellt habe5 die Anerkennungsei
rückwirkend vom 10 Oktober 1950 an ausge3prochen worden,

so habe es damit die 55 128‚ 156 Ziffo 6 SGGverletzt;
Die Entscheidungsgründe des Urteils ließen nicht er—

kennen? daß das LSG den ganzen Inhalt des Bescheides vom
10 Oktober 1954 gewürdigt habe° Dazu hätte es sich um '

so mehr veranlaßt sehen müssen‚ als in der Berufungs—
begründung vom 22„ November 1965 zum Ausdruck gekommen_

sei9 daß nach Meinung des Beklagten die Anerkennung

erst ab 10 Februar 1951 wirksam geworden sei{) Bei Ver—

meidung der gerügten Verfahrensmängel wäre das LSG
möglicherweise zur Feststellung gelangt‚ daß für die

' Zeit vor dem 10 Februar 1951 keine Gesundheitsstörung
des AO als Schädigungsfolge nach dem BVG anerkannt

gewesen seio Denn der Bescheid vom 10 Oktober 1954 habe

sich ausdrücklich auf den Antrag vom 50/70 Februar 1961
(gemeint ist: 1351) bezogen und den Rentenbeginn auf
den 10 Februar 1951 festgesetzt; damit sei auch die

Anerkennung des "Verlustes der rechten Niere" als Grund—

lage der Rentengewährung erst ab 10 Februar 1951 erfolgto

& Soweit der Kostenersatz zunächst gerechtfertigt

_ 7 _
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gewesen sei? sei der Rechtsgrund durch die Erteilung

des Anfechtungsbescheides vom 260 August 1960 rück—

wirkend weggefallen„ Auf die Rechtmäßigkeit der

Rücknahme komme es hier nicht an, da 5 19 BVGnur
auf die Tatsache der Anerkennung abstelleg Soweit

der Erstattungsanspruch den Teil des streitigen Be—4

trages betreffe‚ der von vornherein zu Unrecht der

Klägerin überwiesen worden sei? könne der Grundsatz

von Treu und Glaubenfür die Frage der Zulässigkeit
der Aufrechnung nicht Von Bedeutung seine Aber auch

soweit der Erstattungsanspruch erst durch die Zurück—

nahme der Anerkennung des Behandlungsleidens entstan—

den sei9 könne in der Aufrechnung mit dem Erstattungs—

anspruch keine unzulässige Rechtsausübung erblickt

werden„ Das LSG verkenne9 daß der Grundsatz von Treu

und Glauben es nur in bestimmten Fällen ermögliche9
falsche Entscheidungen zu korrigieren„ Nach der Recht—

sprechung des Bundesgerichtshofes gebe es Fälle‚ in

denen rechtskräftige Urteile deshalb praktisch wirkungs—

los seien‚ weilder obsiegenden Partei eine Ausnützung

des Urteils nach Treu und Glauben verwehrt sei° Ein

solcher Fall liege hier aber nicht voro Selbst wenn

man unterstelle; daß der Anfechtungsbescheid vom 260

August 1960 unrichtig sei$ könne keine Rede davon sein„

daß A0 die dagegen gerichtete Klage aus
unlautéren Moti—

ven zum Nachteil der Klägerin zurückgenommen habe° Die

aus diesem Bescheid sich ergebende Tatbestandswirkung

müsse hier der Entscheidung zugrundegelegt werdeno Der

Anfechtungsbescheid sei
aus den vom Beklagten im Beru—

fungsverfahren vorgetragenen Gründen; mit denen sich das

LSG nicht auseinandergesetzt habe? auch hinsichtlich der

Zeit vor dem 1° April 1955 nicht zu beanstanden° Für die
Zulässigkeit der rückwirkenden Beseitigung rechtswidriger
begünstigender Verwaltungsakte könne es nach allgemeinem

—-‚8—
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Verwaltungsrecht nicht in allen Fällen darauf ankommen‚
ob die Unrichtigkeit des Verwaltungeaktes in den Ver—

antwortungsbereich des Begünstigten falle; die Zu—
‚

lässigkeit der Zurücknahme hänge auch von dem Ergebnis

einer Interessenabwägung ab„ Aber selbst wenn die Vor—

aussetzungen einer Rücknahme des Bescheides vom 10 Okto—

ber 1954 nach allgemeinem Verwaltungsrecht nicht vorge—
legen hätten, wüub in der Aufrechnung mit dem Erstattungs—

anspruch9 soweit er den Aufwendungsersatz für die Zeit

nach dem 51„ Januar 1951 betreffeg deshalb keine unzu—

lässige Rechtsausübung zu sehen? weil die_mit dem An—

fechtungsbescheid vom 26„ August 1960 getroffene Fest—
stellung9 daß bei AO keine Schädigungsfolgen bestünden,

richtig sei„ Der Anfechtungsbescheid sei auch nicht”

bewußt unter Verletzung der einschlägigen Bestimmungen

erteilt worden„ Denn die Versorgungsverwaltung sei '

davon ausgegangen? daß die 5—Jahresfrist noch laufeo

Eine dieser Auffassung entgegenstehende BSG—Recht—

sprechung habe es damals noch nicht gegebene Es sei

deshalb auch nicht sittenwidrig? wenn sich der Beklagte

auf die mit dem Anfechtungsbescheid getroffene7 dem

materiellen Recht entsprechende Regelung berufe°

Der Beklagte beantragt‚

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen

vom 270 April 1966 und das Urteil des

SG Dortmund vom 140 September 1965 abzu—

ändern und die Klage abzuweiseno

Die Klägerin beantragt?

die Revision zurückzuweisen°
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Ein Rückforderungsanspruch bestehe selbst dann nicht9

wenn der Anfechtungsbescheid vom 260 August 1960 zu Recht

ergangen wäre„ Der erkennende Senat habe im Urteil vom

250 November 1965 — 9 RV 184/64 — uoag zum Ausdruck ge—

bracht; der Umstand? daß das Verwaltungsverfahrensge—

setz erst am 10 April 1955 in Kraft getreten sei9 stehe

zwar der Aufhebung vor diesem Zeitpunkt ergangener rechts—

widriger Verwaltungsakte nicht entgegen? es bewirke aber

lediglich? daß die Folgen eines früheren rechtswidrigen

Bescheides nur für die Zeit nach dem 510 ■ärz 1955 be—
seitigt werden könnten; für die Zeit vor dem im April 7955

würden die Rechtsfolgen dieses Verwaltungsaktes von der

Aufhebung also nicht berührto Daher habe der Beklagte

den Betrag von 597925 DM nicht von dem Kostennachweis der

Klägerin für das 4„ Quartal 1962 absetzen dürfen° Im

vorliegenden Falle habe der Beklagte gegenüber A0 auf eine

Rückforderung der Leistungen verzichteto Ein Ausgleich

zwischen den beiden Rechtsträgern in der Form? daß AO ‘

die Leistungen dem Beklagten erstatten und sie von der

evtl„ verpflichteten Klägerin verlangen könnte? wäre des—

.halb gar nicht möglich° Damit fehle es aber auch an einer
Anwendbarkeit des Rechtsinstituts des öffentlich—rechtlichen

Erstattungsanspxuchs auf den vorliegenden Fall() Dem Er—
stattungsanspruch stehe auch der Grundsatz Von Treu und
Glauben‚ aus dem der EinWand der unzulässigen Rechtsaus—
übung abgeleitet werde‚ entgegeno Abgesehen davon9 daß

sich der Anfechtungsbescheid ausdrücklich nur auf € 42
VeerG beziehe? wäre eine Aufhebung des Verwaltungsakts

vom 1° Oktober 1954 mit Wirkung für die Vergangenheit auch
nach allgemeinem Verwaltungsrecht unzulässigy weil die Un“
richtigkeit des Bescheides weder in den Verantwortungsbe—
reich des AG noch der Klägerin falle° Die Rücknahme eines
rechtswidrigen begünstigenden Verwaltungsakts mit Wirkung

für die Vergangenheit {ex tunc) setze grundsätzlich voraus5

_ qo _
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_

daß die Ursache der Rechtswidrigkeit bei dem Begünstig—

ten liegec Die Frage9 ob das öffentliche Interesse

überwiegeg sei nur zu prüfen, wenn die Rücknahme des

rechtswidrigen Verwaltungsakts nur mit Wirkung für die

Zukunft erfolgeo Diese Rechtsprechung des BSG sei auch

auf das Verhältnis zweier öffentlich—rechtlicher Körper—

schaften zu übertrageno Auch die Klägerin habe ein be—

rechtigtes Interesse daran9 ihre Versichertengemeinschaft

nicht mehr mit Ausgaben zu belasten9 deren Ursprung ‘

in einem mehr als 14 Jahre zurückliegenden Versicherungs—

fall zu suchen seien„ Für die Zeit vor dem 1„ Februar

1951 sei der Beklagte ebenfalls zur Erstattung der

Heilbehandlungskosten verpflichtet9 weil durch Bescheid

“vom 40 Oktober 1948 bei A„ nach den Bestimmungen der

Soziälversicherungsdirektive (SVD) Nr„ 27 die Gesund-

heitsstörung "Zustand nach Nephrektomie" als Folge des

militärischen Dienstes anerkannt worden sei° Als Träge— ‘

rin der knappschaftlichen Krankenversicherung sei die

Klägerin zur Gewährung von Krankenbehandlung und der

Beklagte zur Kostenerstattung verpflichtet gewesen

(vgi° @@17 und 21 der SVDNr„ 27' und Nr° 45 der Sozial—
versicherungsanordnung Nro T1 vom 5„ Juli 1947)„ Der
Beklagte habe nach dem damals bestehenden Rechtsverhält—

nis eine Ersatzleistung nach 5 19 BVG nicht wirksam

verweigern könneno Aufgrund des 5 85 BVG sei die nach_

der SVD Nr„ 27 über die Frage des ursächlichen Zusammenr

hangs einer Gesundheitsstörung mit einem schädigenden

Vorgang ergangene Entscheidung auch nach dem BVG rechts—

verbindlioho Die Vorschrift des % 85 BVG solle auch einer
gewissen Kontinuität dienen; diese sei aber nicht ge—
wehrt9 wenn dem Antrag auf Umanerkennung von nach
früheren Versorgungsrechtlichen Vorschriften anerkannten
Gesundheitsstörungen erst vom Antragsmonat an stattge_
geben werde() AO habe demnach durchlaufend, also nicht

—11“,

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 11 _

erst ab 10 Februar 1951? einen Anspruch auf Heilbehandlung

nach dem BVG gehabto Selbst wenn dies nicht der Fall wäre?

sei der Beklagte9 nachdem A„ seinen Versorgungsansprueh

nach der SVD Nro 27 angemeldet habe? gemäß @ 19 Abs—„°1

Satz 2 20 Halbsatz BVG in der bis zum 310 Dezember 1963

gültigen Fassung von der Anmeldung des Versorgungsanspruehs

an zum Ersatz verpflichtet geweseno Dabei kommees auf den

ersten und nicht auf einen späteren erneuten Antrag aha

Sei9 wie hier9 bereits vor der Geltung des BVG ein Ver—

sorgungsantrag gestellt werden? dann sei dieser Antrag für

den Beginn des Ersatzzeitraums nach 5 19 BVG maßgeblicho

Nur für die aus dem BVG sich ergebenden neuen Versorungse

ansprüche habe es eines besonderen Antrags bedurft°

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet worden und deshalb‘

zulässig (vgl° @@162 Abso 1 Nr() 1 164‚ 166 SGG); sachlich

konnte sie keinen Erfolg haben° ‘
4

9

Streitig ist nicht; in welcher Höhe die Klägerin nach

der SVD Nr° 27 vom 2„ Mai 1947 (Arbeitsblo für die
britische Zone 19479 80 155) oder nach dem BVG zu Lasten
des Versorgungsträgers an A„ Heilbehandlung bzw° Krankenbe—

handlung zu gewähren hatte und daß sie für die ihr im Falle

des A„ entstandenen Aufwendungen an sich Kostenersatz nach

& 19 BVG verlangen konnte; streitig ist auch nicht9 ob der
Beklagte mit dem von ihm geltend gemachten.Rückforderungs—

ansprueh in Höhe von 597925 DM gegen einen späteren Er—

stattungsansprueh der Klägerin aufreehnen durfteo Es kann

nicht zweifelhaft sein? daß die Voraussetzungen der Auf—

rechnung‚ nämlich Gleiehartigkeit der Forderungen und
Gegenseitigkeit‚ doho Personengleiehheit der Anspruchsbe—
reehtigten erfüllt sind; die Forderung‚ mit der aufgerechnet
wurde(} war auch noch nicht verjährt und deshalb — an sich —

...12—
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durchsetzbar (59 3877 3899 390 BGB; vgl° hierzu Urteil

des erko Senats vom 2604c1967 —9 RV 280/66- in SozR
Nr„ 2 zu 5 21 BVG)O Zu prüfen ist nur? ob durch den

Bescheid vom 260 August 1960 den früher gewährten
_Leistungen nachträglich der Rechtsgrund entzogen worden

ist bzw09 ob er für die Zeit vor dem 10 Februar 1951

von Anfang an gefehlt hat und der Beklagte deshalb

berechtigt ist; den hier streitigen Rückforderungsan—

spruch geltend zu machen° Dabei wird von dem Beklagten
zutreffendeingeräumt9 daß im Verwaltungsverfahren‚*

das Zu dem Erlaß des Bescheides vom 260 August 1960

führte, die 5—Jahresfrist des 5 43 Abs(’ 2 Satz 2 VeerG

nicht eingehalten worden ist und deshalb der Bescheid

nach dieser gesetzlichen Vorschrift nicht hätte ergehen

dürfeno '

Zunächst kann der Auffassung der Beklagten9 daß — unab—

hängig von der Frage der Wirksamkeit des Bescheides vom
26° August 1960 — die Heilbehandlung bzw° die Kostener—
stattung an die Klägerin für die Zeit vor dem 10 Februar

1951 von Anfang an ohne Rechtsgrund erfolgt sei, nicht
zugestimmt werden° Zwar heißt es in dem nach dem BVG

ergangenen Bescheid vom 10 Oktober1954g daß ab 10 Febru—

ar 1951 Grundrente nach einer MdB um 30 voHo gewährt

werde° Der Beklagte übersieht dabei jedoch? daß der

Bescheid vom 10 Oktober 1954 nur deshalb hinsichtlich

der Rente auf diesen Zeitpunkt abstellti weil es sich
bei dem im Bescheid erwähnten Antrag des Klägers vom

5„/7„ Februar1951umeinenYersghlign■lsrllps.sayirss
gehandelt hat und deshalb in diesem Bescheid nur inso—

weit eine Regelung zu treffen Warm Schon deshalb

gehen die Schlußfolgerungen des Beklagten fehlo Außer—
dem enthält der Bescheid vom 10 Oktober 1954 hinsicht—
lich der Heilbehandlung, auf die es im vorliegenden Fall

_‘15
_
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allein ankommt9 eine solche zeitliche Einschränkung nicht;

er verweist vielmehr ausdrücklich auf den Bescheid der

Ruhrknappschaft Bochum vom 40 Oktober 1948„ der auf den

Versorgungsantrag des AO vom 120 Dezember 1945 ergangen

ist und betont5 daß durch diesen Bescheid_"Verlust der

rechten Niere" als Schädigungsfolge nach der SVA Hr° 27

anerkannt worden und dieser Bescheid gemäß 5 85 BVG

rechtsverbindlich sei. Mit diesem Bescheid ist dem Kläger

aber für die anerkannte Schädigungsfolge ohne zeitliche

Begrenzung Heilbehandlung zugebilligt wordenn Daher

greift auch die Büge des Beklagten9 das LSG habe den Be—

scheid vom 10 Oktober 1954 insoweit unrichtig gewürdigt

und deshalb die @@1289 156 Nro 6 SGG verletzt? nicht

durch° Die mit dem Bescheid vom 40 Oktober 1948 dem A0

zugebilligte Heilbehandlung begründete einen Erstattungs—

anspruch der Klägerin nach Maßgabe der Bestimmungen der

55 17 und 21 der SVDNr„ 273 sowie der Nr° 45 der SOZiH1—

versicherungsanordnung Nr„ 110 Daß der durch den binden—

den Bescheid vom 43 Oktober 1948 zugebilligte Heilbe—

handlungsanspruch und der entsprechende Erstattungs—

ansprueh der Klägerin mit dem Inkrafttreten des BVG am

1„ Oktober 1950 etwa automatisch entfallen wäre? will

der Beklagte offenbar selbst nicht behaupten° Für eine

solche Auffassung bietet das BVG auch keinen Anhalto

bee BVG sah im Gegenteil in @ 10 Abs° 5 BVG idF vom
20° Dezember 1950 (BGBl 791) vor, daß Heilbehandlung
auch schon vor der Anerkennung des Rentenanspruchs oder

einer Gesundheitsstörung als Sohädigungsfolge gewährt

werden konnte° Ebenso bestimmte @‘19 Abs° 1 letzter Satz

BVG? daß bei fehlender Anerkennung des Zusammenhangs

der Ersatz frühestens von der Anmeldung des Versorgungs—

anspruchs an geleistet wird? wenn auch in diesem Falle

nicht für eine vor Inkrafttreten des BVG liegende Zeitn
Selbst wenn im vorliegenden Fall die frühere Anerkennung

_ 14 _
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nicht vorausgegangen wäre‚ hätte die Versorgungsbehörde

nach diesen Vorschriften schon gg; der Anerkennung Heil—

behandlung gewähren bzw° Kostenersatz leisten können_

und demnach für die Zeit ab Inkrafttreten des BVGeine
solche Leistung nicht ohne Rechtsgrund erbracht, Im

übrigen wird auf den Erlaß des Bundesministers für

Arbeit (BMA) vom 220 Dezember 1950 (BVB1 19517 44 _ im

Bundesarbeitsblatt 1951 Nr° 1 So 44) hingewiesen9 in

dem u„a„ bestimmt werden ist? daß eine Heilbehandlung9

die am Tage der Verkündung des BVG eingeleitet war9

hinsichtlich der Geldleistungen nach den bisherigen Vor—

schriften_zu Ende zu führen sei und daß sich auch der

Kostenersatz an die Krankenkasse nach den bisherigen

Vorschriften richte, solange die Behandlung nach diesen

Vorschriften durchgeführt werdeo Der erkennende Senat‘

hat dazu im Urteil vom 170 Oktober 1967 _ 9 RV 146/66 -
(vglo SozR Nro 4 zu @ 19 BVG) entschieden9 daß die in den

Erlassen bzw° Rundschreiben des BMA vom 220 Dezember 1950

(BVB1 19519 44)9 20° April 1951 (BVBl 19517 218) und

20 August 1951 - Nr„ Ic 1767/1928/51 - getroffene Be—
stimmung? daß sich der Kostenersatz der Versorgungsbe—

hörden an die Krankenkassen zunächst noch nach den bis—

herigen Vorschriften (SVD Nr„ 27) richtet9 eine zulässige
verwaltungstechnische Übergangsregelung darstellt; an die

die Versorgungsbehörde den Krankenkassen gegenüber ge-
bunden ist° ' ‘ '

Waren die vor dem 10 Februar 1951 von der Versorgungsbee
hörde gewährten Leistungen somit damals nicht ohne Rechts—

grund erbracht worden? so war zu prüfen? ob der Rechtss
grund für die 1950 bis 1952 gewährten Ersatzlcistungen
später9 d„ho durch den Bescheid vom 260 August 1960?
der auch den vor Inkrafttreten des BVG erlassenen Bee
scheid vom 4% Oktober 1948 aufgehoben hat9 nachträglich

«15—
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weggefallen isto Dieswar zu verneinen°

Dabei konnte dahingestellt bleiben‚ ob der Beklagte gegen

Treu und Glauben verstößt bzw° sich einer unzulässigen

Rechtsausübung schuldig macht? wenn er sich auf einen bin—

dend gewordenen Bescheid beruft‚ obwohl dieser wegen Ab—

laufe der 5—Jahresfrist des 5 45 VeerG nicht hätte er—
gehen dürfen„ Es brauchte auch nicht erörtert zu werden9

ob eine Rückforderung des streitigen Betrages zur Voraus—-

setzung hätte‚ daß die Unrichtigkeit der früheren Aner—

kennung in den Verantwortungsbereich des AG oder der "

Klägerin fällt9 bzw° inwieweit eine Interessenabwägung

zwischen dem öffentlichen Interesse an der Beseitigung

des rechtswidrigen Verwaltungsaktes und den privaten In—

teressen des Begünstigten an dem Bestand des Verwaltungs—

aktes zu erfolgen hätte„ Denn der Beklagte kann sich bei

seiner Rückforderung schon deshalb nicht auf den Bescheid

vom 260 August 1960 stützen9 weil diesem für die Vergan—

genheit9 doho für die hier streitige Zeit von 1950 bis 19529

ohnedies keine Rückwirkung zukommto Der frühere Kläger AG

hat zwar die Klage gegen diesen Bescheid zurückgenommen

und sich dadurch der Möglichkeit beraubt, daß im weiteren

Verfahren die Rechtswidrigkeit des Bescheids vom 260 August

1960 wegen Ablaufs der 5—Jahresfrist des @ 45 VeerG aus—
drücklich durch Urteil festgestellt werden wäreo Durch die

Klagerüoknahme ist der Bescheid jedoch nicht in seiner ur—

sprünglichen Gestalt bindend geworden9 denn zuvor ist

zwischen den damaligen Beteiligten ein Vergleich geschlossen

werden? der den Inhalt dieses Anfechtungsbescheides wesent—

lich verändert hat„ Der Beklagte hatte mit Schriftsatz vom
210 Januar 1963 folgenden Vergleich vorgeschlagen:

1„ Der Beklagte erklärt sich bereit, auf die
Rückforderung der festgestellten Überzahlung

in Höhe von 253O9—— DM zu verzichten„

— 16 —
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20 Der Kläger nimmt seine Klage zurücko

50 Der Beklagte erklärt sich bereit9 die

Hälfteder erstattungsfähigen außergericht—

lichen Kosten des Klägers zu übernehmeno

Dazu hat er ausgeführt:

Nach dem Gutachten von Herrn Dr med habil

Schff■i liegen bei dem Kläger Körperschäden9

die auf Einflüsse des Wehrdienstes zurückgeführt

werden können9 nicht voro Damit steht fest7 daß

die Anerkennung des Verlustes der rechten Niere

als Schädigungsfolge unrichtig waro Die erneute-

Überprüfung hat jedoch ergeben9 daß wissentlich

falsche Angaben des Klägers nicht zur Anerkennung

des Leidens geführt haben° Es ist daher gerecht—
fertigt‚ von der Rückforderung des überzahlten

_
Betrages abzusehen„

Der Kläger hat diesen Vergleichsvorschlag mit den Schrei—
ben vom 270 Februar 1963 bzw° 240—April 1963 “akzep—

tiert" (vgl° auch Schreiben vom 300401963)° Mit der

verbindlichen Erklärung des Beklagten9 daß wissentlich
falsche Angaben des A() "nicht zur Anerkennung des
Leidens geführt haben“? war einerseits die Voraussetzung

des 5 47 Abso 3 VeerG für eine Rückerstattung8pflicht
des Ao entfallen; Das weitere9 von A„ angenommene

Angebot des Beklagten? daß er auf die Rückforderung

der Überzahlung in Höhe von 2550‚—— DM verzichte9

stellt keinen Rückerstattungsverzicht‚icso des 9 47
Abs„ 4 VeerG dar? mit dem der Beklagte dem A. etwa

deshalb entgegengekommen wäre? weil die Rückerstattung

eine besondere Härte für ihn bedeutet hätteo Vielmehr

ergibt sich aus der dem Vergleichsvorschlag beigegebenen

- 37 _
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Begründung9 daß der Beklagte einen Rückforderungsanspruch

nicht mehr erheben wollte? weil er sich davon überzeugt

hatte9 daß “wissentlich falsche Angaben" des AO nicht zur
Anerkennung des Leidens geführt haben und es deshalb an den

gesetzlichen Voraussetzungen für eine Rückforderung nach

5 47 Abs° 3 VeerG fehlte„ Die Erklärung des Beklagten im
Vergleichsangebot, er sei bereit? auf die Rückforderung

"zu verzichten"? bedeutet sonach nicht9 daß er auf einev

ihm — nach seiner Meinung — zustehende Forderung im Wege

des gegenseitigen Nachgebens verzichten wollte9 sondern

nur, daß nach dem inzwischen geklärten Sachverhalt eine

Rückforderung ausscheideto So durfte der Kläger das Ver—

gleichsangebot auch auffasseno_Der Vergleich ist deshalb

dahin auszulegen9 daß sich die Beteiligten darüber ver—
gleichsweise geeinigt haben9 daß lediglich ab dem Zeit—

punkt der Einstellung der laufenden Bezüge (10901960)
keine Versorgung mehr gewährt werden solle Das bedeutet?

daß der Bescheid vom 26„ August 1960 als abgeändert zu
gelten hatte und die Bescheide vom 40 Oktober 1948 und

1„ Oktober 1954 nur mit Wirkung für die Zukunft aufge—

hoben worden sind„ Daß bei Vorliegen eines fehlerhaften

Bescheides die Versorgungebezüge auch nur mit Wirkung

für die Zukunft entzogen werden können und insbesondere

bei Anwendung der Grundsätze des allgemeinen Verwaltungs—

rechts‚ die für die hier streitige Zeit vor dem 10 April'

1955 in Betracht kommen (vglo BSG in SozR Nro 3 zu
@ 42 VeerG‚ ferner Nro 5 zu 5 41 VeerG = BSG 89 119 14),

in der Regél das öffentliche Interesse insoweit über—

wiegt; als es dahin geht9 Bezüge ohne Rechtsgrundlage

für die zukunft zu verhindern9 ist in der Rechtsprechung

anerkannt (vglo BSG 109 729 IE und dortige Zitate)„ 80—

nach handelt es sich bei dem durch den Vergleich geänder—

ten Bescheid vom 260 August 1960 um die zulässige Rück—

nahme eines rechtswidrigen Bescheids "mit Wirkung für die

-18__Ä
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Zukunft" (vglo BSG 15,81; BSG in SozR Nro 24 zu © 41

VeerG und Urteil des erkennenden Senats vom 240 Novem—

ber 1965 — 9 RV 184/64)„ Demgemäßverbleibt es bei der
in der Vergangenheit gewährten Versorgung? die sowohl '

_die Gewährung von Rente als auch von Heilbehandlung

umfaßteo Etwas anderes kann auch nicht im Verhältnis

des Beklagten zur Klägerin gelteno Denn der Beklagte

hat sich für seine nunmehrige Rückforderung nur auf den

zugegebenermäßen rechtswidrig erlassenen, aber im Ver—

hältnis zwischen Versorgungsbehörde und A„ in der Ge-

stalt? die er durch den Vergleich erhalten hat, bindend

gewordenen Bescheid vom 260 August 1960 berufen‚ und es

ist nicht ersichtlich? daß er sich daneben noch auf

einen anderen rechtlichen Grund stützen könnte„ Es läßt

sich deshalb weder feststellen‚ daß die vom 15 Februar

1951 bis 510 August 1960 an A0 gezahlten Versorgungs—

bezüge noch daß die 1950 bis 1952 gewährte Heilbehandlung

(hier der dafür nach 5 19 BVG an die Klägerin geleistete

Kostenersatz) eines Rechtsgrundes entbehrteno‚

.Da es schon deshalb an der Voraussetzung für den v0m Be—

klagten geltend gemachten öffentlich—rechtlichen Er—

stattungsanspruch fehlt (vgl„ BSG 16‚ 151)? brauchte
nicht mehr darauf eingegangen zu werden, ob die '

Klägerin den bindend gewordenen Bescheid vom 260 August

1960 etwa_deshalb nicht gegen sich gelten lassen muß‚

weil der Verwaltungsakt gemäß 5 77 SGG nur für die
Beteiligten in der Sache bindend geworden und die
Klägerin am damaligen Verfahren nicht beteiligt gewesen

.
ist und ob sie in einem solchen Fall nicht wenigstens

den Einwand erheben könnte‚ daß nach den Grundsätzen

des allgemeinen Verwaltungsrechts eine Rückforderung

' für die hier allein streitige Zeit vor dem 10 April
1955 ausgeschlossen wäre° '
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Da das LSG—Urteil nach alledem im Ergebnis nicht zu
beanstanden war9 mußte die Revision als unbegründet

zurückgewiesen werdeno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Abs„ 4 SGG()
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